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Einst galt die Erschaffung der OECD-Mindeststeuer als ein Meilen-
stein für mehr Internationale Steuergerechtigkeit. in Basel wurde
sie nun zum Belohnungsprogramm für die hiesige Pharmaindustrie
umfunktioniert. Wie konnte das passieren?

Im  Okto b e r 2021 beschlossen 136 Staaten die Einführung •einer internationa-
le n Minde stste ue r f ür m ultinatio nale  K o nze rne . Vo raus g ing  d ie se r Einig ung  e in
ze hnjährig e r Re f o rrnp ro ze ss b e i de r Org anisatio n für w irtsc haf tlic he  Zusam m en-
arb e it und  Entw ic klung (OECD) in Paris, d e sse n Ansto ss d ie  g lo bale  Finanzkrise
v o n 2008/2009 g ab . Nac h  de n e xo rb itante n  Sum m e n, d ie  v ie le  Industrie lände r
dam als für d ie  Re ttung ihre r Banke n aufbring e n rnusste n, w o llte  m an dem  se it d e n
1990e r Jahre n anhalte nde n «Rac e  to  th e  b o tto m » b e i de n Unte rne hm ensste ue rn
Einhalt g e b ie te n. Lang e  g alt d ie  OECD als Club  d e r re ic he n Linde r d e s No rde ns.
Bis he ute  hat s ie  nur 38 Mitg lie d e r, e rw e ite rte  ab e r f ür d ie  Ve rhand lung e n zur
Minde stste ue r d e n  K re is d e r v e rhande lnde n Linde r im  so g e nannte n  «Inc lusiv e
Fram e w o rk» auf  f ib e r 140. So  w urd e  d ie  Einig ung dam als v o r d re i jahre n auc h als



grosser Fortschritt für mehr globale Steuergerechtigkeit gefeiert: Kein multina-
tionaler Konzern sollte in Zukunft nirgendwo auf der Welt weniger als 15 Prozent
Gewinnsteuer zahlen! Das hätte den Apologet:innen der Schweizer Tiefsteuer-
politik vom Genfer- über den Zugersee bis an den Rhein eigentlich das Fürchten
lehren müssen, lagen doch die effektiven Gewinnsteuersätze zu diesem Zeitpunkt
in den für multinationale Konzerne wichtigen Kantonen Genf, Waadt, Zug oder
Basel-Stadt teilweise deutlich tiefer. Unter Einschluss von Zürich kommen aus
diesen Kantonen 2/3 aller Unternehmenssteuereinnahmen. Doch zügig hatte
man sich im bürgerlich dominierten Bundesbern auf die - gemäss OECD freiwil-
lige - Einführung der neuen Regeln geeinigt. Die Rechnung war vom damaligen
Schweizer Finanzminister Ueli Maurer schnell gemacht: «Wenn die Schweiz das
zusätzliche Geld nicht nimmt, werden es andere tun.» Das leuchtete einer grossen
Mehrheit der Schweizer Stimmbevölkerungein und so nahm diese die für die Ein-
führung der neuen Steuer nötige Änderung der Bundesverfassung am 18. 6. 2023
mit 78,5 Prozent der Stimmen an. Auch der Regierungsrat der Pharmastadt Basel
hatte zuvor ein Ja empfohlen: Es sichere Steuereinnahrnen und schaffe Rechts-
sowie Investitionssicherheit (vgl. Regierungsrat Basel-Stadt 2023). Zudem könne
mit der kantonalen Umsetzung der Reform die Standortattraktivität erhalten
werden. In dieser Ankündigung der damaligen Stadtbasler Finanzdirektorin
Eva Herzog ist, wie wir später noch sehen werden, einer der grossen Haken der
OECD-Mindeststeuer versteckt.

Der globale Süden tickt anders
Aus Sicht der Länder des globalen Südens hat die OECD-Mindeststeuer allerdings
keine Haken, sie ist vielmehr an sich problematisch: In den Ländern des globalen
Südens liegen die Gewinnsteuersätze in der Regel zwischen 25 und 35 Prozent,
also mindestens zehn Prozent über dem neuen Mindeststeuersatz. Aufgrund die-
ser Differenz gibt es für multinationale Konzerne in der Schweiz keinen Anlass,
an jener Praxis, die den Ländern des Südens im gegenwärtigen internationalen
Steuersystem für Firmen am meisten schadet, etwas zu verändern: nämlich am
sogenannten «Profit Shifting», zu Deutsch «Gewinnverschiebungen». Da heute
ein grosser Teil des Welthandels nicht mehr zwischen voneinander unabhängigen
Unternehmen stattfindet, sondern zwischen Tochterfirmen innerhalb derselben
Konzerne, wird die Zuordnung der Gewinne eines multinationalen Konzerns
anhand «Transferpreise» vollzogen. Mit dem Drittvergleich wird bestimmt, was
eine Firma einer anderen Firma auf dem Markt für einen Preis für ein bestimmtes
Gut oder eine Dienstleistung bezahlen müsste, wenn diese Firmen voneinander
unabhängig wären. Dieser Preis ist dann auch für Transaktionen innerhalb des-
selben Konzerns massgebend. Wegen des konzerninternen Handels sind echte
Marktpreise jedoch oft gar nicht mehr vorhanden. Diese Differenz zwischen
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Theorie und Praxis bei der Entstehung von Preisen im Welthandel nutzen multi-
nationale Konzerne aus: Indem die Preis e im konzerninternen Handel je nachdem
zu hoch oder zu tief angesetzt lesTerden, lassen sich die Gewinne vom einen zum
anderen Standort verschieben. Das geschieht sowohl im Handel mit materiellen
Gütern (zurn Beispiel Rohstoffe), als auch mit Dienstleistungen (IT-Support) oder
Immaterialgüterrechten (Marken und Patente). Letztere sind vor allem in der für
•Basel so wichtigen Pharmaindustrie ein grosses Thema. Patente müssen zum
Beispiel nicht zmrangsweise dort angemeldet werden, wo die Erfindungen, die
durch die Patente geschützt sein sollen, erforscht wurden. Wenn etwa Novartis
seine Gewinne am Hauptsitz in Basel versteuern möchte, statt an einem Standort
für Forschung und Entwicklung in den USA oder in Indien, kann der Konzern
das entsprechende Patent in Basel registrieren. Auf diese Weise profitiert der
Konzern von entsprechenden Steuererleichterungen, die auf die Gewinne, die auf
dieses Patent zurückzuführen sind, gewährt werden (Patentbox).

Die Folgen einer solchen Steuerdumping-Praxis für den globalen Süden
zeigten die NGOs «Brot für alle» (heute HEKS), Alliance Sud und das deutsche
Netzwerk Steuergerechtigkeit 2 021 in einem tericht zum schweizerisch-luxem-
burgischen Agrarrohstoffhändler Socfin auf (vgl. Bread for all et al. 2021). So
verbucht der Konzern seine Gewinne nicht in Liberia, Sierra Leone oder Kambo-
dscha, wo es seine Palmöl- und Kautschukplantagen betreibt und entsprechend
die eigentliche Wertschöpfung in seinem Geschäft stattfindet, sondern dort, wo
die Steuersätze am niedrigsten sind. Im Falle von Socfin wurde das im schweizeri-
schen Fribourg gewähIt Dies führt dazu, dass der Gewinn pro Mitarbeiter:in der
Socfin-Töchter in der Schweiz 70-mal höher ist als aufseinen afrikanischen Plan-
tagen. In einer Studie der Ökonomen Petr Jansk-ST und Miroslav Palanskaus dern
Jahr 2019 heisst es, dass jährlich mindestens 80 Milliarden Euro an Gewinnen aus
Entwicklungsländern in Niedrigsteuerländer wie die Schweiz verschoben werden
(vgl.jansky Palansky 2019). Wie viel von diesem Geld genau in der Schweiz
landet, lässt sich aufgrund der Intransparenz des Schweizer Konzernstandortes
und mangelnder Daten in den Herkunftsländern nicht feststellen. Klar ist aber:
Mit der OECD-Mindeststeuer werden in der Schweiz zusätzliche Steuereinnah-
men mit Konzerngewinnen generiert, die nicht in der Schweiz erarbeitet wurden,
sondern in Ländern mit deutlich höheren Gewinnsteuersätzen.

1st auch Basel eine Profiteurin des ungerechten
intemationalen Steuersystems?
In •den letzten Jahren waren die Gewinnverschiebungen in die Schweiz massiv:
Nach Angaben eines Ökonom:innen-Netzwerks um den französischen Berkely-
Professor Gabriel Zucman haben multinationale Konzerne 2019 111.9 Milliar-
den US-Dollar an Gewinnen in die Schweiz verschoben. 39 Prozent der von der
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Schweiz eingenommenen Körperschaftssteuer, in Höhe von 22.7 Milliarden US-
Dollar, stammten aus diesen verschobenen Gewinnen. Auch hier sind die Zahlen
allerdings nicht vollständig, da viele Länder des globalen Südens in den Analysen
Zucmans und Co. nicht berücksichtigt werden, da entsprechende Daten fehlen.
Aus Südafrika ist aber beispielsweise bekannt, dass im Jahr 2019 über eine Mil-
liarde US-Dollar in die Schweiz transferiert wurden, was einem Steuerminus
von 335 Millionen entspricht, mithin zwei Prozent der gesamten Steuereinnah-
men Südafrikas. Ähnliche Zahlen liegen für Indonesien vor: Hier wurden 1785
Mil harden verschoben, was einen Steuerverlust von 446 Millionen für das Land
bedeutet, ebenfalls 2 Prozent der gesamten steuerlichen Einnahmen.

Zwar gibt es zu den Basler Pharmariesen Roche und Novartis keine Stu-
dien, die mit jener zu Socfin vergleichbar sind. Doch haben auch diese im globalen
Süden viele Standorte, etwa in Indonesien und Südafrika. Dass Roche, Novartis
und andere multinationale Konzerne, die in Basel angesiedelt sind, nicht von den
Steueroptimierungsmöglichkeiten profitieren, die ihnen der Stadtkanton bietet,
ist daher nur sehr schwer vorstellbar. Vielmehr muss davon ausgegangen werden,
dass auch ein Teil der Basler Mehreinnahmen aus der OECD-Mindeststeuer aus
Gewinnen stammt, die a) nicht in Basel und 13) in ärmeren Ländern des Südens
erarbeitet wurden. Im Rahmen der kantonalen Umsetzungsvorlage der OECD-
Mindeststeuer rechnete der Regierungsrat von Basel-Stadt im Juni 2024 schliess-
lich mit zusätzlichen Einnahmen von 270-310 Millionen Schweizer Franken
jährlich (vgl. Regierungsrat Basel-Stadt 2024). Erreicht werden soll diese Summe,
indem Gewinne von über 50 Millionen Schweizer Franken zukünftig mit 8,5 Pro-
zent besteuert werden sollen. Heute liegt der Satz bei 2 Prozent. Ausserdem soll
der Umfang der bereits erwähnten Patentbox, die eine starke Steuerreduktion
auf Gewinne aus Patenten gewährt, stark reduziert werden. Die Massnahmen
haben den Effekt, dass viele Konzerne, deren effektive Gewinnsteuer im Kanton
bisher unter 15 Prozent lagen, fortan diese Schwelle überschreiten. Das heisst,
dass die nationale Ergänzungssteuer, mit der die OECD-Mindestbesteuerung
in der Schweiz konkret umgesetzt werden soll, nicht mehr greift, da diese nur
anfällt, wenn eine Differenz zwischen einer tiefen effektiven Besteuerung und
dem Schwellenwert von 15 Prozent besteht. Wird diese Differenz durch andere
steuerliche Massnahmen ausgeglichen, entfällt die nationale Ergänzungssteuer
im äussersten Fall vollständig. Dies bedeutet auch: Der Anteil von 25 Prozent
der Ergänzungssteuereinnahmen für den Bund entfällt bei einer anderweitigen
Erhöhung der Gewinnsteuer. Basel-Stadt sorgt mit dem vorliegenden Umset-
zungsmodell der OECD-Mindeststeuer also dafür, dass so viel zusätzliches
Steuergeld wie möglich in Basel bleibt. Dieses wiederum soll nicht etwa in den
allgemeinen Haushalt des Stadtkantons fiiessen, sondern in einen Fonds für För-
dermassnahmen zu Gunsten der Basler Unternehmen in den Bereichen Inno-
vation, Gesellschaft und Umwelt. Die Mindeststeuereinnahmen gelangen also
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mittels Subventionen wieder zu jenen Konzernen zurück, die die zusätzlichen
Steuern entrichten. Die Firrnen werden so für neuartige Forschungskooperatio-
nen mit der Universität, für nachhaltige Finanzanlagen oder e in e für Schweizer
Verhältnisse grosszügige Elternzeit für ihre Angestellten belohnt. Die Konzärne
investieren allerdings bereits heute in diese Bereiche. Zusätzliche Anreize in
Form dieser Subventionen braucht es daher nicht. Konsequenterweise könnie
also von steuerlichem Science-, Green- und Family-washing zwecks Steuerdum-
ping fiber Urnwege gesprochen werden.

Nichts für die Produktionsländer des globaien Südens
Ursprünglich hätten mit der OECD-Mindeststeuer eigentlich jene Staaten belohnt
werden sollen, die zur Abwärtsspirale bei den Unternehmenssteuern in den letz-
ten 40 Jahren nicht beigetragen haben: Wenn dn. Konzern im Land A mit unter 15

Prozent besteuert wird, kann Land B in dem derselbe Konzerne über 15 Prozent
bezahlt, die zusätzlichen Einnahrnen aus der Mindeststeuer, die im Land A anbllen,
für sich \erbuchen. Das war die ursprüngfiche Idee der OECD. Dann lobbyierten
jedoch Tiefsteuerländer wic Irland, Luxemburg und die Schweii für die «Qualified
domestic-Minimum Top-up Tax» (QDMTT), eben die nationale Ergänzungssteuer.
Die QDMTT drelit nun das Spiel urn: Mit ihr bleiben die zusätzlichen Steuerein-
nahmen im Land A, •Land B. geht leer aus. Davon profitiert auch Basel-Stadt.

Der Stadt Basel geht es finanziell exzellent: Sie hat keinen Rappen Schul-
den. Sie braucht also eigentlich gar keine zusätzlichen Steuereinnahrncn, um
einen vorbildlichen und fortschrittlichen Service Public für Bildung, Sozialwesen,
Kultur, Gesundheit und Verkehr garantieren zu können. Deshalb kann sie es sich
auch leisten, die zusätzlichen Steuereinnahrnen aus der Mindeststeuer wie gezeigt
an die Konzerne zurückzugeben. Ganz bestimmt könnten jene zusätzlichen
Steuereinnahmen aber in den ärmeren Ländern, 111 denen die Basler Grosskon-
zerne aktiv sind und wo mutmasslich ein Tell der in Basel zusätzlich versteuerten
Geminne herkommt, gut gebraucht Iverden. Denn diese Länder bekornrnen vom
globalen Mindeststeuer-Kuchen so gut wie nichts. Da ihre Steuersätze meist über
15 Prozent liegen, bringt ihnen die Einführung einer nationalen Ergänzungs-
steuer nichts. Entsprechend erhalten sic auch keine zusätzlichen Mittel, um ihre
eigenen - oft maroden öffentlichen Dienste zu verbessern, geschweige denn
ähnliche Fördcrprogramme aufzuglcisen, wie das Basel tut. Doch Basel hat sich
allein air Basel entschieden. Ein Ausbäu der kantonalen Entmicklungszusam-
rnenarbeit oder ein Umwelt-, InnoVations- und Gesellschaftsfonds zu Gunsten
der Bevölkerungen an den Pharmastandorten der Basler Konzerne rim globalen
Süden ist bis dato nicht vorgesehen.

Mitarbeit Datenrecherchen: Olivier Christe. WAV Recherchekollektiv
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